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Satzung der Landeshauptstadt Dresden

Bebauungsplan Nr. 3028

Dresden-Trachau Nr. 6

Hufewiesen Alttrachau

vom ............... 2026

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
I Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB)

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Allgemeine Wohngebiete WA (§ 4 BauNVO)

Die allgemeinen Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 

Die in § 4 Abs. 3 BauNVO benannten Nutzungen, die ausnahmsweise 
zugelassen werden können, sind generell nicht zulässig. Ebenso nicht zulässig 
sind Ferienwohnungen.

1.2 Mischgebiet MI (§ 6 BauNVO)

Das Mischgebiet MI dient dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbe- 
betrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören.

Zulässig sind:
- Wohngebäude
- Geschäfts- und Bürogebäude
- Schank- und Speisewirtschaften 
- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale,
  gesundheitliche und sportliche Zwecke
- sonstige Gewerbebetriebe.

Im Mischgebiet MI sind die Nutzungen horizontal zu gliedern. Wohnungen sind 
ausschließlich im Mischgebiet Teilfläche 1 (siehe Planzeichnung) zulässig. Im 
Mischgebiet Teilfläche 2 sind Wohnungen wie auch wohnänliche Nutzungen aus- 
geschlossen.

Tankstellen und Vergnügungsstätten sind generell nicht zulässig.

1.3 Sonstiges Sondergebiet SO 1 (§ 11 BauNVO)
Parken Dienstleistung Handel

Das Sonstige Sondergebiet 1 "Parken Dienstleistung Handel" dient der Unter- 
bringung von ruhendem Verkehr und von wohnungsnaher Versorgung durch 
kleinflächigen Einzelhandel und Dienstleistungen.

Zulässig sind: 
- Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahrräder
- Parkhäuser
- notwendige technische Anlagen wie Ladeinfrastruktur für E-Fahrzeuge
- parkhausbezogene Serviceleistungen, wie Fahrradreparaturservice,
- Aufbewahrungs- und Schließfachanlagen, Sanitäreinrichtungen
- Mobilitätsservice wie Carsharing

Zulässig sind überdies Dienstleistungen der Grund- und Nahversorgung, 
insbesondere: Apotheke, Friseur, Bank- und Finanzdienstleistungen, 
Cafe/Gastronomie, Physiotherapie, Fitnessstudio, Schneiderei, Schlüsseldienst, 
Paketshop, Textilreinigung.

Im Erdgeschoss des SO 1 sind außerdem zulässig:
- kleinflächige Einzelhandelsbetriebe bis zu 0,6 der überbaubaren 
  Grundstücksfläche. Dabei darf die größte Verkaufsfläche 800 m2 nicht
  überschreiten
- gastronomische Einrichtungen.

1.4 Sonstiges Sondergebiet SO 2 (§ 11 BauNVO)
Forschung Entwicklung Innovation

Das sonstige Sondergebiet "Forschung Entwicklung Innovation" dient der Unter- 
bringung von außeruniversitären Forschungseinrichtungen und hiermit funktional 
verbundenen Nutzungen sowie technologie- und innovationsorientierten Betrie- 
ben. Zulässig sind aussschließlich Nutzungen, die das Wohnen nicht wesentlich 
stören.

Zulässig sind insbesondere:
- Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen
- Institute der Grundlagen- und angewandten Forschung
- technologieorientierte Gewerbebetriebe mit Schwerpunkt 
  Forschung und Entwicklung
- forschungsbezogene Bildungseinrichtungen
- Verwaltungs- und Büronutzung mit funktionalem Bezug
- Labore, Prüfanstalten, Werkstätten
- der Forschung zugeordnete Pilot- und Versuchsfertigung
  in untergeordnetem Umfang

Unzulässig sind serienmäßig produzierende, eigenständige Betriebe.

Aufgrund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 3. November 
2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert am 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I 
Nr. 347), sowie des § 89 der Sächsischen Bauordnung (SächsBO) vom 11. Mai 
2016 (SächsGVBl. S. 186), zuletzt geändert am 1. März 2024 (SächsGVBl. S. 
169) und des § 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen 
(SächsGemO) vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert am 27. 
Juni 2025 (SächsGVBl. S. 285), hat der Stadtrat der Landeshauptstadt Dresden 
in seiner Sitzung am . . . . . . . . 2026 den  Bebauungsplan Nr. 3028, 
Dresden-Trachau Nr. 6, für das Gebiet Hufewiesen Alttrachau, bestehend aus der 
Planzeichnung mit Zeichenerklärung sowie den textlichen Festsetzungen, als 
Satzung (2 Blatt) beschlossen und die Begründung hierzu gebilligt.

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 BauGB)

2.1 Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch unterirdische bauliche
Anlagen - Tiefgaragen (§ 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO)

Die zulässige Grundfläche im MI darf durch die Grundfläche von baulichen 
Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche (Tiefgaragen), durch die das Grund- 
stück lediglich unterbaut wird bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten 
werden.

2.2 Zulässige Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 und 5 BauNVO)

Als Gebäudehöhe gilt die Oberkante Attika. Die zulässige Höhe baulicher Anla- 
gen darf durch notwendige technische Aufbauten, Treppenanlagen/Aufzüge, 
Lichtbänder und Oberlichter um maximal 4,00 m überschritten werden, sofern 
diese mindestens um das Maß der Überschreitung von der Gebäudeaußenkante 
zurücktreten. 

Auf den in der Planzeichnung mit AH (abweichende Höhe) gekennzeichneten 
Flächen sind bauliche Anlagen als Dachaufbauten mit einer Traufhöhe von maxi- 
mal 2,00 m und einer Firsthöhe von bis zu 5,00 m über der obersten Schicht der 
Dachfläche zulässig. Diese müssen um mindestens 2,50 m zu allen Außenkanten 
des darunterliegenden Geschosses zurückversetzt angeordnet werden. 

2.3 Bestimmung des Höhenbezugspunktes (§ 18 Abs. 1 BauNVO)

Als Bezugspunkt zur Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen gilt: 
WA 1: 109,50 m über NHN
WA 2: 109,00 m über NHN
MI: 109,50 m über NHN
SO 1: 110,00 m über NHN
SO 2: 109,50 m über NHN

3 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Ausnahmen von Baugrenzen (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

Baugrenzen dürfen oberhalb des Erdgeschosses zur Ausbildung von Balkonen, 
Loggien und Erkern ausnahmsweise auf bis zu 40 % der jeweiligen Fassaden- 
länge um bis zu 1,50 m überschritten werden.

4 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4  BauGB)

4.1 Nebenanlagen (§ 14 BauNVO)

Nebenanlagen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche nicht zu- 
lässig. Ausgenommen hiervon sind Fahrradabstellanlagen und eingegrünte 
private Abfallsammelplätze.

4.2 Stellplätzen und Garagen (§ 12 Abs. 6 BauNVO)

In den Baugebieten WA 1 und WA 2 sind PKW-Stellplätze nicht zulässig. Die 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs erfolgt in der Quartiersgarage des SO 1.
Im Mischgebiet MI sind PKW-Stellplätze nur in unterirdischen Geschossen (Tief- 
garagen) zulässig. 

In den verkehrsberuhigten Bereichen sind in geringem Umfang Stellplätze für 
mobilitätsbeeinträchtigte Personen zulässig.

5 Festsetzungen zur Grünordnung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20 und Nr. 25 BauGB)

5.1 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Niederschlagswasserbewirtschaftung
Ungenutztes Niederschlagswasser ist vollständig in die belebten Bodenzonen zu 
versickern.

5.2 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a BauGB)

Für festgesetzte Baum- und Strauchpflanzungen sind standortgerechte einhei- 
mische Laubgehölze zu verwenden. Die zeichnerisch festgesetzten Bäume 
dürfen um bis zu 5 m vom angegebenen Standort abweichen.

Abgrenzung zur Parkanlage im MI
Auf der in der Planzeichnung entsprechend gekennzeichneten Fläche ist eine 
artenschutzgerechte, dichte Bepflanzung aus einheimischen, standortgerechten 
Straucharten anzulegen und dauerhaft zu unterhalten.

Streuobstwiese in öffentlicher Grünfläche
Auf der in der Planzeichnung entsprechend gekennzeichneten Fläche ist eine 
Streuobstwiese aus standortgerechten Obstbäumen anzulegen und dauerhaft zu 
unterhalten.

Begrünung von Dächern 
Dächer sind außerhalb von Dachaufbauten zu mindestens 60% zu begrünen und 
als begrünte Fläche dauerhaft zu erhalten. Bei der Wahl des Schichtaufbaus und 
der Vegetationsbedeckung ist ein Abflussbeiwert von höchstens 0,3 dauerhaft zu 
gewährleisten. Die begrünten Dachflächen sind auf mindestens 18 cm Substrat- 
auflage mit krautigen Pflanzen und Gräsern so zu bepflanzen, dass eine ge- 
schlossene Vegetationsfläche erzeugt wird.

Begrünung unterbauter Grundstücksflächen/Tiefgaragenüberdeckung
Die Flächen, die außerhalb der Baufelder durch Tiefgaragen unterbaut werden, 
sind mit einer durchschnittlichen Substratschichthöhe von mindestens 80 cm als 
durchwurzelbare Bodenüberdeckung intensiv zu begrünen. 

Zeitliche Begrenzung von Gehölzfällungen und Rückbaumaßnahmen: Gebäude- 
abrisse sind in der Zeit vom 1. September bis 15. März (außerhalb der Kernbrut- 
zeiten betroffener Vogelarten) durchzuführen, die Beseitigung von Gehölzbe- 
ständen ist vom 1. Oktober bis 28. Februar durchzuführen.

3 Archäologische Bodenfunde

Bodeneingriffe bedürfen gemäß § 14 Abs.1 SächsDSchG der Genehmigung des 
Landesamtes für Archäologie. Vor Beginn von Bodeneingriffen im Rahmen von 
Erschließungs- und Bauarbeiten müssen durch das Landesamt für Archäologie 
im von Bautätigkeit betroffenen Areal archäologische Grabungen durchgeführt 
werden. Auftretende Befunde und Funde sind sachgerecht auszugraben und zu 
dokumentieren.

4 Kampfmittelbelastung

Eine Kampfmittelbelastung ist im Plangebiet nicht auszuschließen. Vor Beginn 
der Aushubarbeiten ist vom Bauherrn ein Antrag auf Auskunft zur Kampfmittel-
beseitigung beim Sachgebiet Zivilschutz des Brand- und Katastrophenschutz-
amtes der Stadt Dresden zu stellen. Bei auffälligen Funden ist ebenfalls das 
Brand- und Katastrophenschutzamt zu informieren.

5 Ablagerungen / Altlasten

Obwohl für das Plangebiet keine Erkenntnisse vorliegen, dass Böden mit umwelt- 
gefährdenden Stoffen belastet sind, ist nicht vollständig auszuschließen, dass  
Ablagerungen/Altlasten im Plangebiet vorhanden sind. Werden bei Abbruch-/ 
Bodenaushubarbeiten belastete Bodenstellen angetroffen, so besteht die Ver- 
pflichtung nach §13 Abs. 3 Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutz- 
gesetz (SächsKrWBodSchG) sofort die zuständige Behörde zu informieren. 

6 Bodenschutz / Bodenaufschlüsse / Melde- und Mitteilungspflichten

Die Grundsätze des Bodenschutzes wie die Forderungen nach einem schonen- 
den und sparsamen Umgang mit dem Schutzgut Boden sowie der Schutz des 
Bodens vor Verunreinigungen, unnötigen Versiegelungen und sonstigen schäd- 
lichen Beeinträchtigungen sind bei Umsetzung des Vorhabens zu beachten.

Bei Durchführung von Bodenaufschlüssen und Bohrarbeiten bestehen gesetz- 
liche Melde- und Mitteilungspflichten.

Werden im Rahmen der weiteren Planung Untersuchungen mit geologischem 
Belang (z. B. Baugrundgutachten, hydrogeologische Untersuchungen für Ver- 
sickerungsanlagen) durchgeführt, sind die Ergebnisse gemäß § 15 (Geowissen- 
schaftliche Landesaufnahme) des Sächsischen Kreislaufwirtschafts- und Boden- 
schutzgesetzes (SächsKrWBodSchG) dem Landesamt für Umwelt, Landwirt- 
schaft und Geologie zur Verfügung zu stellen. 

Gemäß Geologiedatengesetz (GeolDG) besteht die Pflicht zur Anzeige geolo- 
gischer Untersuchungen und zur Übermittlung von Nachweisdaten (z. B. Bohran- 
zeigedaten) an das Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie als zu- 
ständige Behörde. Es sind die jeweiligen Fristen einzuhalten. 

Der im Zuge der Bauphase anfallende Oberboden ist, bei Eignung, getrennt vor 
Ort zu lagern und fachgerecht wieder einzubauen. Schadstoffbelasteter Boden- 
aushub ist fachgerecht zu entsorgen.

7 Schutz vor zu hohen Radonimmissionen

Im Plangebiet sollen für die geplanten Gebäude Schutzmaßnahmen vor zu ho- 
hen Radonimmissionen vorgesehen werden. Die Einhaltung bzw. Unterschrei- 
tung des Referenzwertes von 300 Becquerel je Kubikmeter (Bq/m3) für die über 
das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft in Aufenthalts- 
räumen bzw. an Arbeitsplätzen ist zu gewährleisten. 

8 Gehölzschutz

Unabhängig von den Festsetzungen des Bebauungsplanes ist die Satzung der 
Landeshauptstadt Dresden zum Schutz von Bäumen und anderen wertvollen 
Gehölzen (Gehölzschutzsatzung) in ihrer gültigen Fassung zu beachten. Gehölze 
sind bei Verlust nach der Gehölzschutzsatzung zu ersetzen.

9 Belange des Vermessungswesens

Vermessungs- und Grenzmarken sind entsprechend § 6 SächsVermKatG nicht 
zu entfernen bzw. zu verändern. Sollten Maßnahmen getroffen werden, wodurch 
genannte Punkte gefährdet sind, ist ein öffentlich bestellter Vermessungsinge- 
nieur mit der Sicherung und ggf. Wiederherstellung betroffener Punkte zu beauf- 
tragen.

5.3 Bindungen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b BauGB)

Die in der Planzeichnung zum Erhalt festgesetzten Einzelbäume sind inklusive 
der Wurzelbereiche dauerhaft zu erhalten, zu sichern und zu pflegen. Während 
der Bauphase sind die betroffenen Gehölze vor Beschädigungen wirksam zu 
schützen. In Bereichen, in denen Bauarbeiten bis an Wurzel- und/oder Kronen- 
bereiche heranreichen, sind vor Baubeginn einzelfallbezogene Baumschutz- 
maßnahmen durchzuführen. Die im Wurzelbereich (Kronentraufbereich zuzüglich 
1,50 m) gelegenen Abschnitte von Verkehrsflächen sind in wasser- und luft- 
durchlässiger Bauweise zu befestigen. Bei nicht reversibler Beschädigung oder  
Abgang von Bäumen sind diese zu ersetzen. 

II Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 Abs. 1 SächsBO)

1 Fassadengestaltung

Metallisch glänzende, grelle oder stark reflektierende Materialien oder Anstriche 
sind nicht zulässig. Matte, nicht reflektierende Photovoltaikanlagen an den Fas- 
saden sind zulässig.

Gebäudefassaden sind so auszubilden, dass sie keine spiegelnden Flächen und 
keine transparenten Glasflächen an exponierten Stellen (Durchsicht) aufweisen.

2 Dächer und Dachaufbauten

Flachdächer sind mit Attika auszubilden. Photovoltaikanlagen sind in Kombina- 
tion mit Dachbegrünungen zulässig.

3 Gebäudeabschnitte

Die Baugebiete sind in Einzelhäuser mit gestalterisch ablesbaren Abschnitten zu 
gliedern. 

III Kennzeichnungen (§ 9 Abs. 5 BauGB)

1 Vorkehrungen zum Schutz vor Hochwasser (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB)

Der Plangeltungsbereich befindet sich nahezu vollständig im überschwemmungs- 
gefährdeten Gebiet (gem. § 75 Abs. 1 Nr. 2 SächsWG) der Elbe. Die maßgebli- 
che Wasserspiegellage für den Bereich Hufewiesen wurde mit dem aktualisierten 
2D-HN-Modell Elbe mit 111,20 m NHN berechnet (Modellierung 2017). Diese für 
ein HQ200 ermittelte Wasserspiegellage ist auch für die Umsetzung der gesetz- 
lichen Vorgaben des § 75 Abs. 6 SächsWG und § 5 Abs. 2 WHG und damit für 
die Planung der hochwasserangepassten Bauweise zugrunde zu legen.

In überschwemmungsgefährdeten Gebieten gilt der Grundsatz zur Eigenvor- 
sorge. Bauliche Anlagen bedürfen besonderer Sicherungsmaßnahmen und Vor- 
kehrungen gegen Hochwassergefahren. Zur vorbeugenden und nachhaltigen 
Gefahrenabwehr und zur Eigenvorsorge sind bauliche Anlagen so auszubilden, 
dass im Hochwasserfall Schäden, auch an technischen Anlagen, ausgeschlos- 
sen sind.

IV Hinweise 

1 Einsichtnahme in DIN-Norm 

Einsichtnahme in DIN-Normen  Die in den textlichen Festsetzungen aufgeführten 
DIN-Normen können im Stadtforum, Bürgerberatung, Waisenhausstraße 14, 
01067 Dresden eingesehen werden. 

2 Hochwasserschutz

Es wird auf die Möglichkeit seltener Hochwasserereignisse hingewiesen. Folgen- 
de Maßnahmen zur hochwasserangepassten Bauweise sind zu berücksichtigen:

- Minimierung des Wassereintritts in das Gebäude mittels passiver Hoch- 
  wasserschutzmaßnahmen durch bauliche Vorkehrungen (z.B. mobile 

   Dammbalken in der TG-Zufahrt)
- Einordnung von sicherheitsrelevanten technischen Anlagen oberhalb 
  eines zu erwartenden Wasserstandes oder vorsorgliche Ausbildung von 
  hochwassersicheren Hausanschlussräumen
- Ausbildung von flutbaren Tiefgaragen. Hierbei ist die vorgenannte
  Anordnung technischer Anlagen zu beachten.

3 Artenschutz

Vermeidungsmaßnahmen
Insektenschonende und fledermausgerechte Beleuchtung: Für die Beleuchtung 
außerhalb von Gebäuden (Straßenbeleuchtung, Beleuchtung von Glaswänden 
bzw. Fassaden, etc.) sind keine horizontal oder nach oben abstrahlende Leuch- 
ten zu verwenden. Es sind nur Natrium-Hochdrucklampen (NAV) oder LED-Lam- 
pen mit einer Farbtemperatur von maximal 3000 Kelvin einzusetzen. Die Licht- 
punkthöhe ist so niedrig wie möglich anzuordnen. Die Konstruktionsart der Lam- 
pengehäuse ist so zu wählen, dass ein Eindringen von Insekten verhindert wird. 
Die Lampenstandorte sind so zu wählen, dass Fortpflanzungsstätten (z. B. Nist- 
und Quartierkästen) sowie vorhandene Grünflächen (z. B. Fassadenbegrünung, 
Hecken-, Strauch- und Baumpflanzungen, Wiesen) nicht angestrahlt werden.

Vogelschutz an Glasfassaden: Als fachlicher Standard ist die durch das SMEKUL 
eingeführte Arbeitshilfe „Artenschutz an Gebäuden, Vermeidung von Vogelver- 
lusten an Glasscheiben – Bewertung des Vogelschlagrisikos an Glas“ (2021) zu 
verwenden. Für die Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Anforderungen 
ist im Einzelnen die Unterlage „Vogelanprall an Glasflächen – Geprüfte Muster“ 
der Wiener Umweltanwaltschaft 2022 zu verwenden. Im Rahmen der Einreichung 
der Bauantragsunterlagen ist der Naturschutzbehörde die von einem Sachver- 
ständigen zu erstellende Risikobewertung zum Vogelschlagrisiko an Glasfassa- 
den vorzulegen. 

Verfahrensvermerke
1. Aufstellungsvermerk
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bau, Ver- 
kehr und Liegenschaften hat mit Beschluss-Nr. 
V 1934/17 vom 17. Mai 2018 die Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 3028 beschlossen. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 20. Juni 
2018 im Dresdner Amtsblatt Nr. 25/2018 be- 
kannt gemacht. 

2. Vermerk über frühzeitige Öffentlichkeits-
    und Behördenbeteiligung
Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung gem. § 3 Absatz 1 BauGB durch öf- 
fentliche Auslegung des Vorentwurfs des Be- 
bauungsplanes wurden mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen schriftlich oder zur Nieder- 
schrift vorgebracht werden können, am 
24. Oktober 2019 im Dresdner Amtsblatt Nr. 
43/2019 bekannt gemacht.

Die von der Planung berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden 
mit Schreiben vom 28. September 2019 um 
Stellungnahme gebeten und von der öffentli- 
chen Auslegung benachrichtigt. 

Der Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 3028 
mit seiner Begründung hat in der Zeit vom 
4. November bis einschließlich 20. Dezember
2019 im World Trade Center, Ammonstraße 70, 
01067 Dresden öffentlich ausgelegen.
Zusätzlich waren die kompletten Planungsun- 
terlagen während des o. g. Auslegungszeit- 
raums auch auf der Internetseite der Landes-
hauptstadt Dresden und auf dem zentralen 
Landesportal Bauleitplanung einsehbar.

3. Vermerk über erneute frühzeitige Öffent- 
    lichkeits- und Behördenbeteiligung
Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung gem. § 3 Absatz 1 BauGB durch öf- 
fentliche Auslegung des Vorentwurfs des Be- 
bauungsplanes wurden mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen schriftlich oder zur Nieder- 
schrift vorgebracht werden können, am 
. . . . . . . . . .  im Dresdner Amtsblatt Nr. . /2025 
bekannt gemacht.

Die von der Planung berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden 
mit Schreiben vom . . . . . . . . . . . um Stellung- 
nahme gebeten und von der öffentlichen Aus- 
legung benachrichtigt. 

Der Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 3028 
mit seiner Begründung hat in der Zeit vom . . . . 
. . . .  bis einschließlich . . . . . . . . . . .  im Stadt- 
forum, Bürgerberatung, Waisenhausstraße 14, 
01067 Dresden öffentlich ausgelegen.
Zusätzlich waren die kompletten Planungsun- 
terlagen während des o. g. Auslegungszeit-
raums auch auf der Internetseite der Landes-
hauptstadt Dresden und auf dem zentralen 
Landesportal Bauleitplanung einsehbar.

4. Vermerk über öffentliche Auslegung und  
    Behördenbeteiligung
Der Stadtrat hat mit Beschluss-Nr. . . . . . . .  
vom . . . . . . . . . . . . den Entwurf des Bebau- 
ungsplanes Nr. 3028 mit seiner Begründung 
gebilligt und nach § 13 a Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. 
§ 13 Abs.2 Nr. 2 Alternative 2 BauGB zur öf- 
fentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 
bestimmt.

Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplan-
entwurfs und die bereits vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen zum Vorhaben 
wurden mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen 
schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht 
werden können, am . . . . . . . . im Dresdner 
Amtsblatt Nr. . . . . . bekannt gemacht.

Die von der Planung berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden 
mit Schreiben vom . . . . . . . . . . .um Stellung-
nahme gebeten und von der öffentlichen Aus- 
legung benachrichtigt. 

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 3028 mit 
seiner Begründung und die bereits vorliegen-
den umweltbezogenen Stellungnahmen zum 
Vorhaben haben in der Zeit vom . . . . bis ein- 
schließlich . . . . . . . . . im Stadtforum, Bürger- 
beratung, Waisenhausstraße 14, 01067 
Dresden  öffentlich ausgelegen.
Zusätzlich waren die kompletten Planungsun- 
terlagen während des o. g. Auslegungszeit-
raums auch auf der Internetseite der Landes-
hauptstadt Dresden und auf dem zentralen 
Landesportal Bauleitplanung einsehbar.

5. Abwägungsvermerk
Der Stadtrat hat die während der Beteiligungs- 
verfahren zum Bebauungsplan abgegebenen 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Be- 
hörden sowie sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange am .. . . . . . . . .  geprüft und mit Be- 
schluss-Nr. V. . . . . . über sie beschlossen. Das 
Ergebnis wurde den Einwendern mit Schreiben 
vom . . . . . . . . . mitgeteilt.

6. Vermerk über Satzungsbeschluss
Der Stadtrat hat den Bebauungsplan mit Be- 
schluss-Nr. . . . . .  am . . . . . . . . . . als Satzung 
beschlossen und die Begründung zum 
Bebauungsplan gebilligt.

Dresden,

Siegel

___________________

Der Oberbürgermeister

7. Übereinstimmungsvermerk
Die Übereinstimmung der Planunterlage mit 
dem Liegenschaftskataster, Bearbeitungsstand 
. . . . . . . . . . . , hinsichtlich der Bezeichnung 
und der Grenzen der Flurstücke innerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplanes wird 
bestätigt.

Dresden,

Siegel

___________________
Leiterin d. Amtes für Geodaten und Kataster

8. Genehmigungsvermerk
Der Bebauungsplan bedurfte nicht der Geneh- 
migung durch die obere Verwaltungsbehörde.

9. Ausfertigungsvermerk
Die Satzung über den Bebauungsplan, be-
stehend aus der Planzeichnung und dem 
Textteil, wird hiermit ausgefertigt. 

Dresden,

Siegel

___________________

Der Oberbürgermeister

10. Bekanntmachungsvermerke
Der Beschluss der Satzung wurde mit dem 
Hinweis auf die Stelle, bei der der Bebauungs-
plan auf Dauer während der Sprechzeiten von 
jedermensch eingesehen werden kann und 
über dessen Inhalt Auskunft zu erhalten ist, im 
Dresdner Amtsblatt Nr. . . . . . . . am . . . . . . . 
bekannt gemacht. In der Bekanntmachung wur-
de auf die Geltendmachung der Verletzung von 
Vorschriften nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nrn. 1, 2, 
3, Abs. 2, Abs. 2 a und Abs. 3 S. 2 BauGB und 
weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Ent- 
schädigungsansprüchen i. S. d. § 44 Abs. 3 S. 
1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die 
Voraussetzungen für die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften nach § 4 Abs. 4 der 
SächsGemO hingewiesen.

Der Bebauungsplan tritt mit dem Vollzug der 
Bekanntmachung (Ablauf der 
Niederlegungsfrist von zwei Wochen) des 
Beschlusses des Bebauungsplanes als 
Satzung in Kraft. Der Bebauungsplan wurde 
am . . . . . . . . . . . .  im Stadtforum, Bürgerbe- 
ratung, Waisenhausstraße 14, 01067 Dresden  
niedergelegt.

Dresden,

Siegel

___________________
Der Oberbürgermeister

Geltende Rechtsvorschriften
Baugesetzbuch (BauGB) Sächsisches Naturschutzgesetz 
Vom 3. November 2017 (SächsNatSchG)
(Bundesgesetzblatt I, Seite 3634), Vom 6. Juni 2013 (Sächsisches Gesetz- und
zuletzt geändert am 22. Dezember 2025 Verordnungsblatt, Seite 451), zuletzt geändert
(Bundesgesetzblatt 2025 I Nr. 347) am 22. Juli 2024 (Sächsisches Gesetz- 

und Verordnungsblatt, Seite 672)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) Sächsische Bauordnung (SächsBO) 
Vom 21. November 2017 (Bundesgesetzblatt I, Vom 11. Mai 2016 (Sächsisches Gesetz- 
Seite 3786), zuletzt geändert 3. Juli 2023 und Verordnungsblatt, Seite 186), zuletzt
 (Bundesgesetzblatt 2023 I Nr. 176) geändert am 1. März 2024 (Sächsisches

Gesetz- und Verordnungsblatt, Seite 169)

Planzeichenverordnung (PlanZV) Sächsisches Denkmalschutzgesetz
Vom 18. Dezember 1990 (Bundesgesetzblatt I, (SächsDSchG) 
Seite 58), zuletzt geändert am 12. August 2025 Vom 3. März 1993 (Sächsisches Gesetz- und
(Bundesgesetzblatt 2025 I, Seite 189) Verordnungsblatt, Seite 229), zuletzt geändert 

am 20. Dezember 2022 (Sächsisches Gesetz-  
und Verordnungsblatt, Seite 705)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen
Vom 29. Juli 2009 (Bundesgesetzblatt I, Seite (SächsGemO)  
2542), zuletzt geändert am 23. Oktober 2024 Vom 9. März 2018 (Sächsisches Gesetz- und 
(Bundesgesetzblatt 2024 I , Nr. 323) Verordnungsblatt, S. 62), zuletzt geändert am 

27. Juni 2025 (Sächsisches Gesetz- und
Verordnungsblatt S. 285

Datum der letzten ÄnderungPlanungsbüro

Fassung
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